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1. Einleitung

[1] Nach Art. 30 Abs. 1 BV! und Art. 6 Ziff. 1 EMRK? hat jede Person, deren Sache in einem
gerichtlichen Verfahren beurteilt werden muss, Anspruch auf ein durch Gesetz geschaffenes,
zustandiges, unabhéngiges und unparteiisches Gericht. Die Garantie des verfassungsmassigen
Richters ist nach stindiger bundesgerichtlicher Rechtsprechung verletzt, wenn bei objektiver Be-
trachtungsweise Gegebenheiten vorliegen, die den Anschein der Befangenheit oder die Gefahr
der Voreingenommenheit eines Gerichtsmitglieds zu begriinden vermdogen.® Voreingenommen-
heit und Befangenheit in diesem Sinne werden nach der Rechtsprechung angenommen, wenn im
Einzelfall anhand aller tatsachlichen und verfahrensrechtlichen Umstinde Gegebenheiten vorlie-
gen, die geeignet sind, Misstrauen in die Unparteilichkeit des Gerichtsmitglieds zu erwecken. Da
Befangenheit ein innerer, schwer nachweisbarer Zustand ist, braucht sein tatsachliches Vorliegen
nicht bewiesen zu werden. Es geniigt vielmehr, wenn Umstande bestehen, die den Anschein der
Befangenheit und die Gefahr der Voreingenommenheit zu begriinden vermogen.* Solche Um-
stande konnen namentlich in einem bestimmten Verhalten des betreffenden Gerichtsmitglieds
liegen. Auf das bloss subjektive Empfinden einer Partei kann bei dieser Beurteilung allerdings
nicht abgestellt werden. Das Misstrauen in die Unvoreingenommenheit muss vielmehr in ob-
jektiver Weise begriindet erscheinen.’ Bei Magistratspersonen der Staatsanwaltschaft liegt die
verfassungsrechtliche Grundlage nicht in Art. 30 Abs. 1 BV, sondern in Art. 29 Abs. 1 BV. Pro-
zessrechtlich fihrt eine solche Befangenheit zu einem Ausstand der betreffenden Magistratsper-
son und zwar gestiitzt auf den jeweiligen Auffangtatbestand der Ausstandgriinde («aus anderen

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999, SR 101.

2 Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) vom 4. November 1950, SR 0.101., SR
101.

3 Vgl. BGE 133189E.3.2,5.92,BGE 131 1 113 E. 3.4,S. 116 f; BGE 111 Ia 259 E. 3a, S. 263, je mit Hinweisen; besta-
tigt beispielsweise im Urteil 5A_201/2018 vom 19. Juni 2018 E. 3.1.

4 Vgl. Urteil 5A_201/2018 vom 19. Juni 2018 E. 3.1.

5 Vgl. BGE 144 1159 E. 4.3; BGE 142 111 521 E. 3.1.1; 140 11 221 E. 4.1; 134 1 238 E. 2.1; BGE 131 1 24 E. 1.2 S. 26,
BGE 131 1113 E.3.4S5.116; BGE 1261 68 E. 3¢ S. 73, je mit Hinweisen.
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https://links.weblaw.ch/de/SR-101
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Grunden») in den schweizerischen Prozessordnungen (Art. 56 Bst. f StPO®; Art. 47 Abs. 1 Bst. f
ZPO7).

[2] Die I. 6ffentlich-rechtliche Abteilung des Bundesgerichts hat in ihrer jiingsten Rechtsprechung
in vier Fillen eine Beschwerde in Strafsachen gutgeheissen und ist — anders als die betroffenen
Magistraten selber sowie die kantonalen Vorinstanzen — zum Schluss gekommen, dass das Verhal-
ten der Magistraten bzw. deren Verfahrenshandlungen im konkreten Fall einen Ausstandsgrund
gemass Art. 56 Bst. f StPO darstellen. Im gleichen Zeitraum wies die Abteilung mindestens eine
Beschwerde in einem dhnlichen Ausstandsfall ab. Im vorliegenden Beitrag sollen diese im origi-
nal franzosischsprachigen Urteile kurz zusammengefasst dargestellt (Ziff. 2) und anschliessend
besprochen (Ziff. 3) werden.

2. Fiinf neuere Urteile des Bundesgerichts zum Thema
2.1.  Urteil 1B_524/2018 vom 1. Mirz 2019

[3] Das Urteil 1B_524/2018 vom 1. Marz 2019 betrifft den Ausstand eines Staatsanwalts des
Kantons Waadt.® Der Ausstand wurde von der Privatklagerschaft verlangt, weil der Staatsanwalt
trotz klarer Aktenlage gegen im Ausland festgenommene Straftdter mit der Begriindung, es lagen
nicht gentigende Verdachtsmomente vor, keinen Haftbefehl erliess und nicht deren Auslieferung
verlangte und weil die Privatklagerschaft aus diesem Grund gegen den Staatsanwalt eine Dis-
ziplinarbeschwerde eingereicht hatte. Die Beschwerdekammer des Kantonsgerichts des Kantons
Waadt war zum Schluss gekommen, dass der Staatsanwalt angesichts der vorhandenen Akten
hinsichtlich der Freilassung der in Frankreich festgehaltenen Verdachtigen objektiv betrachtet
tatsachlich einen Fehler begangen hatte, dass dieser aber fiir sich keinen Ausstandsgrund dar-
stellt.’

[4] Das Bundesgericht hilt in seinen Erwidgungen in einem ersten Schritt fest, dass objektiv
betrachtet der Staatsanwalt mit der Entlassung der verdachtigten Personen tatsachlich einen Feh-
ler beging, dass ein solcher Fehler aber tiblicherweise keinen Ausstandgrund schafft, da er keinen
Zweifel an der Unparteilichkeit und Unvoreingenommenheit der Magistratsperson aufkommen
lasst.! Magistratspersonen seien es grundsatzlich gewohnt, dass Verfahrensparteien ihre Pro-

zesshandlungen in Frage stellen, und grundsatzlich fahig mit solchen Situationen umzugehen.

[5] Weiter zieht das Gericht in Erwdgung, dass auch eine (Disziplinar-)Beschwerde oder eine Straf-
anzeige gegen die Magistratsperson fiir sich alleine keinen Ausstandsgrund zu schaffen vermag.!!
In diesem besonderen Fall miisse aber der betreffende Staatsanwalt im Rahmen des Disziplinar-
verfahrens seine Entscheidungen betreffend die Freilassung von Verdachtigen begriinden bzw.

rechtfertigen und damit seine eigenen Interessen vertreten. Der Staatsanwalt konnte somit ge-

Schweizerische Strafprozessordnung (Strafprozessordnung, StPO) vom 5. Oktober 2007, SR 312.0.

7 Schweizerische Zivilprozessordnung (Zivilprozessordnung, ZPO) vom 19. Dezember 2008, SR 272,

8 Siehe auch die Urteilsbesprechung von SrépaaNE GrRODECKI, Récusation d’un procureur en cas de dénonciation
disciplinaire, plaidoyer 3/19, S. 45 ff.

9

Vgl. die Zusammenfassung des Sachverhalts und des Urteils der Vorinstanz sowie die identische Beurteilung des
Bundesgerichts im Urteil 1B_524/2018 vom 1. Mérz 2019, E. 3.2 und 3.3, sowie nachfolgend Rz. 4.

10 ol Urteil 1B_524/2018 vom 1. Mirz 2019, E. 3.3, erste Halfte.

11 vgl, Urteil 1B_524/2018 vom 1. Marz 2019, E. 3.3, Mitte: « Le seul dép6t d’une plainte ou d’une dénonciation pé-

nale a son encontre ne suffit d’ailleurs pas pour provoquer un motif de récusation. ».
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neigt sein, die Verdachtselemente herabzuspielen, wie er das ja bereits bei der Begriindung seines
Entscheids gemacht habe. Angesichts dieser besonderen Umstande konnte die Privatklagerschaft
zu Recht Zweifel haben, dass der Staatsanwalt die weitere Untersuchung mit ungetriibter Objek-
tivitat fihrt.!?

[6] Das Bundesgericht hiess die Beschwerde gut, hob den Entscheid der Vorinstanz auf und hiess

gleichzeitig das Ausstandsgesuch gegen den Staatsanwalt gut.

2.2.  Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019

[7] Das Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019 betrifft den Ausstand eines regionalen Staatsan-
walts des Kantons Wallis in dem vom Beschwerdefiihrer A. (beruflich als Anwalt titig) gegen die
beschuldigte Person B. angestrebten Verfahren wegen Ehrverletzung. Auslosender Faktor waren
die am 9. Januar 2019 vom Staatsanwalt durchgefiihrten Einvernahmen der beschuldigten Person
und des Privatklagers. Mit Eingabe vom 16. Januar 2019 verlangte der Privatkldger A. den Aus-
stand des Staatsanwalts. Er begriindete sein Gesuch damit, der Staatsanwalt habe anldsslich der
Instruktionsverhandlung offen zu erkennen gegeben, dass er ihm gegentiber feindselig eingestellt
sei. So habe ihn der Staatsanwalt unter anderem zu Beginn der Einvernahme wie folgt gemass-
regelt: «Me A.
question de politesse et de déontologie. Peut-étre devrais-je vous inscrire a des cours de déonto-

, je vous ai dit bonjour et n’ai rien entendu de votre part. Il s’agit d’une

logie ?»!® Weiter habe er zudem folgendes ausgefiihrt: «Me A. , manifestement, lorsque

vous vous adressez a votre confrére, vous ne respectez pas les régles de déontologie. Il faut réelle-
ment que je vous inscrive a des cours de déontologie, car vous en avez bien besoin. Je vous l’avais
d’ailleurs déja fait remarquer dans certaines de mes correspondances, notamment dans la procé-
dure dans laquelle vous étes l'avocat de votre frére.»'* Weiter fiihrte der Beschwerdefiihrer aus,
dass der Staatsanwalt auf seine darauf folgende ironische Antwort wiitend geworden sei. Das
Ausstandsgesuch wurde am 20. Marz 2019 vom Einzelrichter des Kantonsgerichts abgewiesen.

Dagegen erhob A. Beschwerde in Strafsachen beim Bundesgericht.

[8] Das Bundesgericht befasst sich im Urteil zuerst mit einer vom Beschwerdefiithrer ebenfalls
geriigten Beweisfrage: Der Beschwerdefiihrer hatte eine Verletzung von Art. 139 Abs. 1 S5tPO gel-
tend gemacht, weil die Vorinstanz es abgelehnt habe, die anlédsslich der Einvernahme durch den
Staatsanwalt anwesenden weiteren Personen (Gerichtsschreiber der Staatsanwaltschaft, Anwalt
von B.) als Zeugen zu befragen.!” Diese Frage ist vorliegend nicht von Interesse.

[9] Anschliessend setzt sich das Gericht mit der vom Beschwerdefiihrer behaupteten Verletzung
von Art. 56 Bst. f. StPO auseinander.!® Das Gericht hilt zuerst fest, dass Entscheide oder Prozess-
handlungen von Magistratspersonen, die sich spéter als falsch erweisen, fir sich alleine keinen
Anschein von Befangenheit zu geben vermogen; nur schwere oder wiederholte Fehler, welche ei-

ne erhebliche Verletzung der Amtspflicht des Magistraten darstellen, vermochten Zweifel an der

12 Vgl. Urteil 1B_524/2018 vom 1. Mdrz 2019, E. 3.3, zweite Halfte.
13 Zitiert nach Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.2.

14 Zitiert nach Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.2.

15 vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 4.

16 vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.
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Unparteilichkeit des Magistraten hervorzurufen.!” Magistratspersonen miissten im Verfahren oft
rasch schwerwiegende und umstrittene Entscheidungen treffen; zudem bestehe die Moglichkeit,
diese Fehler durch Beschwerdeinstanzen korrigieren zu lassen.'® Das Ausstandsverfahren habe
nicht zum Zweck, den Verfahrensparteien zu ermoglichen, die Art, wie das Verfahren geftihrt
werde, zu rigen oder Entscheide bzw. Handlungen der Verfahrensleitung anzufechten.!’

[10] Gemdss Bundesgericht miissen Aussagen von Magistraten — insbesondere solche, welche sich
in Protokollen finden — in objektiver Weise ausgelegt werden, unter Wiirdigung des Kontextes,
der konkreten Umstinde sowie des vom Magistraten damit verfolgten Zwecks.?’ Insbesondere
konnte grundsatzlich nicht von der Befangenheit einer Untersuchungsbehorde ausgegangen wer-
den, wenn diese faktische Gegebenheiten einer Sitzung erwdahne oder wenn diese Zweifel thema-
tisiere, namentlich solche betreffend Widerspriiche in den Ausfithrungen von Parteien oder be-
fragten Personen, denn solche Verbalisierungen konnten die Untersuchung beschleunigen bzw.
weiter bringen.?! Unangebrachte Ausserungen des Magistraten vermdgen in der Regel ebenfalls
keine Befangenheit zu begriinden, es sei denn, diese zielten auf eine bestimmte Person und ihr
Inhalt stellt eine Verletzung von Amtspflichten dar.?? Humoristische Ausserungen sind in der Re-
gel in Verhandlungen unangebracht und konnen fiir die Parteien verletzend sein; sie fithren aber
nur dann zur Befangenheit, wenn sie geringschitzig bzw. herabwiirdigend sind.>® Das Gericht
gelangt im vorliegenden Fall zum Schluss, dass die Ausfithrungen des Staatsanwalts rechtmassig

bei der Wahrnehmung der Aufgabe der Sitzungspolizei erfolgt seien.?*

[11] Das Bundesgericht wies die Beschwerde ab.

2.3.  Urteil 1B_189/2019 vom 26. August 2019

[12] Das Urteil 1B_189/2019 vom 26. August 2019 betrifft den Ausstand der Jugendgerichts-

prisidentin des Kantons Waadt.?

Die Beschwerdefiihrerin (Jahrgang 1998) hatte urspriinglich
Strafanzeige gegen einen drei Jahre dlteren Mann eingereicht, der sie im Schwimmbad beim Cha-
let ihrer Eltern sexuell beldstigt haben soll, als sie elf Jahre alt war. Die Jugendgerichtsprasiden-

tin hatte den Fall im Marz 2017 mangels Beweisen eingestellt. Dagegen erhob die Beschwerde-

17 Vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.1, zweiter Absatz.
18 Vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.1, zweiter Absatz.
19 Vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.1; mit Hinweis auf BGE 1431V 69 E. 3.2, S. 74 f..

20 vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.1, dritter Absatz; mit Hinweis auf das Urteil 1B_398/2017 vom
1. Mai 2018 E. 3.2, und die dortigen weiteren Hinweise.

21 Vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.1, dritter Absatz; mit Hinweis auf die Urteile 1B_150/2016 vom
19. Mai 2016 E. 2.3 und 1B_397/2014 vom 25. Februar 2015 E. 2.1.5.

22 Vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.1, dritter Absatz.

23 vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.1, dritter Absatz; mit Hinweisen auf BGE 127 1 96 E. 2d, S. 200,
und Urteil 1B_434/2017 vom 4. Januar 2018 E. 5.2. Im BGE 127 I 96 E. 2d und 2e erachtete das Bundesgericht
einen Ausstandsgrund als gegeben, weil der Untersuchungsrichter zum Beschuldigten scherzhaft folgendes sagte:
«Sie waren immer gut, nicht nur als Betriiger, sondern auch als Zahntechniker». Im Urteil 1B_434/2017 vom 4.
Januar 2018 E. 5.3. sah das Gericht keine Befangenheit im Umstand, dass ein Kantonsrichter in einer eMail an die
Parteien diese als «alte Bekannte » bezeichnete, weil dies beide Parteien betraf.

24 vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.4.

25 Siehe auch die folgenden kurzen Zusammenfassungen: Jurius, Récusation de la présidente du Tribunal des

mineurs, in: Jusletter 23. September 2019; La présidente doit se récuser, plaidoyer 5/19, S. 44; siehe weiter
auch die Medienberichterstattung: https://www.24heures.ch/vaud-regions/presidente-tribunal-mineurs-
recusee/story/30782673 (zuletzt besucht am 23.10.2019).
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fiihrerin bei der Beschwerdekammer des Kantonsgerichts Waadt Beschwerde, welche ebenfalls
abgelehnt wurde. Mit Urteil 6B_865/2017 vom 25. Juli 2018 hob die Strafrechtliche Abteilung
des Bundesgerichts diesen Entscheid auf, worauf der Fall wiederum zur Bearbeitung an die be-
treffende Jugendgerichtspréasidentin zuriickging. Die Beschwerdefiihrerin stellte in der Folge ein
Ausstandsgesuch gegen die Jugendgerichtsprasidentin, welches vom zustandigen Waadtlander
Gericht abgewiesen wurde. Dagegen erhob die Beschwerdefiihrerin Beschwerde in Strafsachen
beim Bundesgericht.

[13] Das Bundesgericht befasst sich zuerst mit der Frage, ob ein Fall einer Ablehnung nach Art. 9
JStPO?8 vorliege, und kommt zum Schluss, dies treffe nicht zu, dies insbesondere deshalb nicht,
weil eine Ablehnung nach Art. 9 JStPO nur von beschuldigten Jugendlichen und deren Vertretung

geltend gemacht werden kann, nicht aber von der Privatklagerschaft.?’

[14] In der Folge pruft das Bundesgericht, ob ein Ausstandsfall nach Art. 56 Bst. b StPO vorliegt.
Das Bundesgericht kommt zum Schluss, dass Art. 56 Bst. b StPO nicht auf Jugendgerichtsprasi-
dentinnen und -prasidenten anwendbar ist, die im Jugendstrafverfahren nacheinander in einer
Person die Funktion der Untersuchungsleitung und der urteilenden Gerichtsperson ausiiben, da
der Gesetzgeber diese Konstellation im Jugendstrafverfahren bewusst gewollt habe.?®

[15] Letztlich priift das Gericht, ob ein Fall der Befangenheit nach Art. 56 Bst. f StPO vorliegt.?’
Das Gericht zieht in Erwagung, dass die Jugendgerichtsprasidentin im Marz 2017 das Verfahren
eingestellt hatte. Dabei hatte sie insbesondere die Glaubwiirdigkeit der Aussagen der kleineren
Schwester der Beschwerdefiihrerin als einzige Zeugin in Zweifel gezogen, dies wegen des gerin-
gen Alters der Schwester und wegen des Verwandschaftsverhdltnisses zur Beschwerdefithrerin.
Weiter wurde die Glaubwurdigkeit der Anschuldigung durch die Beschwerdefiihrerin in Zweifel
gezogen, weil die Eltern nicht sofort reagiert und Kontakt mit der Polizei oder mit den Eltern
des Verdachtigten aufgenommen hatten. Zudem hatte die Jugendgerichtsprasidentin damals ar-
gumentiert, angesichts der Tatsache, dass der verdachtigte Junge damals im Schwimmbad wegen
dessen Tiefe nicht stehen konnte, sei es sehr unwahrscheinlich, dass er die Beschwerdefithrerin
nach unten ziehen und ihr bei dieser Gelegenheit einen Finger in die Vagina einfiihren konnte.
Das Bundesgericht halt fest, bei der fraglichen Einstellungsverfligung im Jahr 2017 habe es sich
um ein fundiertes Urteil in der Sache gehandelt, das nur dem urteilenden Richter zustehe, nicht
aber der Untersuchungsbehorde, und nicht um eine Einstellungsverfiigung, welche den Fall bloss
unter dem Gesichtspunkt «in dubio pro duriorem» zu priifen habe.’® Da nach der Aufhebung der
Einstellungsverfiigung keine neuen Beweismittel erhoben wurden bzw. erhoben werden konnen,
miisse davon ausgegangen werden, die Jugendgerichtsprasidentin hatte sich ihre Meinung beziig-
lich dieses Falles abschliessend gemacht, weshalb von einem Ausstandsgrund nach Art. 56 Bst. {
StPO auszugehen sei, auch wenn die Jugendgerichtsprasidentin nicht einzige Gerichtsperson im
Spruchkorper sei.’!

[16] Das Bundesgericht hiess die Beschwerde gut, hob den Entscheid der Vorinstanz auf und hiess
gleichzeitig das Ausstandsgesuch gegen die Jugendgerichtsprasidentin gut.

26 Schweizerische Jugendstrafprozessordnung (Jugendstrafprozessordnung, JStPO) vom 20. Mirz 2009, SR 312.1.

27 Vgl. Urteil 1B_189/2019 vom 26. August 2019, E. 2.

28 vgl. Urteil 1B_189/2019 vom 26. August 2019, E. 3.2.
29 vgl. Urteil 1B_189/2019 vom 26. August 2019, E. 3.3.
30" vgl. Urteil 1B_189/2019 vom 26. August 2019, E. 3.3.2.
31 vgl. Urteil 1B_189/2019 vom 26. August 2019, E. 3.3.2.
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2.4.  Urteil 1B_310/2019 vom 5. September 2019

[17] Das Urteil 1B_310/2019 vom 5. September 2019 betrifft den Ausstand von zwei Richtern der
Strafkammer des Appellationsgerichts des Kantons Neuenburg.’> Am 16. April 2018 verurteilte
ein regionales Polizeigericht den Beschwerdefiihrer wegen Verstossen gegen die Betaubungsmittel-
und Waffengesetzgebung zu einer Freiheitsstrafe. Am 20. Dezember 2018 wies das Appellations-
gericht des Kantons Neuenburg eine dagegen erhobenen Berufung des Beschwerdefiihrers ab.
Mit Urteil 6B_155/2019 vom 29. Midrz 2019 hob die Strafrechtliche Abteilung des Bundesgerichts
dieses Urteil teilweise auf und wies den Fall zur diesbeziiglichen Neubeurteilung an das Appella-
tionsgericht zuriick.?® In der Folge verlangte der Beschwerdefiihrer den Ausstand der kantonalen
Richter, welche am Appellationsurteil beteiligt waren. Wegen Altersriicktritt und aus anderen
Grinden verblieb letztlich das Ausstandsgesuch gegen zwei dieser Kantonsrichter. Am 20. Mai
2019 lehnte das Appellationsgericht das Ausstandsgesuch ab. Gegen diesen Entscheid erhob der
Beschwerdefiihrer Beschwerde in Strafsachen beim Bundesgericht. Er fiihrte aus, das Appellati-
onsurteil zeige auf, dass beziiglich der Glaubwiirdigkeit seiner Person und seiner Aussagen die
Meinung bei den beiden kantonalen Richtern abschliessend gemacht sei und dass daran auch die
Anhorung nichts mehr zu andern vermoge, die das Bundesgericht mit Urteil 68_155/2019 vom
29. Marz 2019 angeordnet habe.

[18] Im angefochtenen Berufungsurteil, das vom Bundesgericht aufgehoben und an das kanto-
nale Appellationsgericht zuriickgewiesen wurde, finden sich zahlreiche Passagen, die die Glaub-
wiirdigkeit des Beschwerdefiihrers in Frage stellen, wie beispielsweise «en présence d’éléments
amenant a douter, de maniere générale, de la crédibilité de l’appelant».34 Das Bundesgericht halt
fest, dass es zu den Aufgaben von urteilenden Strafrichtern gehort, ein Urteil unter Wiirdigung
aller Umstdnde zu fillen und dass dazu auch die Wirdigung der Glaubwiirdigkeit der Verfah-
rensbeteiligten gehort.?> Solche Ausserungen von Richterinnen und Richtern kénnen deshalb iib-
licherweise im Rahmen eines Ausstandsverfahrens nicht gertigt werden.’® Aus dem Berufungs-
urteil des Appellationsgerichts geht (explizit und implizit) hervor, dass eine Verurteilung des Be-
schwerdefiihrers wegen der betreffenden Straftaten ohne Beriicksichtigung seiner Ausfithrungen
und Vorbringen moglich war.” Das Bundesgericht hat bei der Aufhebung des Berufungsurteils
nur eine einzige Massnahme angeordnet, ohne weitere Hinweise auf das Vorgehen zu geben, nam-
lich die Anhorung des Beschwerdefiihrers vor dem Appellationsgericht im neu aufzunehmenden

Berufungsverfahren hinsichtlich der ihm vorgeworfenen Betaubungsmitteldelikte.® Zweck der

32 Siehe auch die folgenden kurzen Zusammenfassungen: Jurius, Deux juges cantonaux doivent se récuser, in:

Jusletter 23. September 2019; Récusation de deux juges, plaidoyer 5/19, S. 44 f; siehe weiter auch die Medien-
berichterstattung: https://www.laliberte.ch/news-agence/detail/neuchatel-deux-juges-cantonaux-doivent-se-
recuser/534642 (zuletzt besucht am 23.10.2019).

33 vgl. 1B_310/2019 vom 5. September 2019, E. A.

34 Sjehe Urteil 1B_310/2019 vom 5. September 2019, E. 2.3.

35 vgl. Urteil 1B_310/2019 vom 5. September 2019, E. 2.3.

36 vgl. Urteil 1B_310/2019 vom 5. September 2019, E. 2.3.

37 vgl. Urteil 1B_310/2019 vom 5. September 2019, E. 2.4; im Berufungsurteil findet sich insbesondere folgender
Satz: « A la lecture du jugement du 20 décembre 2018, on constate que les déclarations du prévenu ne sont pas
le fondement de sa condamnation et que celle-ci repose trés largement sur 'appréciation des autres moyens de
preuves administrés ».

38 vgl. Urteil 6B_155/2019 vom 29. Mirz 2019, E. 3.3: « Compte tenu de ce qui précéde, le recours doit étre admis,

le jugement attaqué annulé et la cause renvoyée a l'autorité cantonale afin qu’elle conduise de nouveaux débats
d’appel conformes au droit fédéral, soit en interrogeant le recourant sur I’accusation relative au trafic de stupéfi-
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Riickweisung war mithin, dem Beschwerdefiihrer das rechtliche Gehor zu gewdéhrleisten. Das
Bundesgericht kommt zum Schluss, dass bei dieser besonderen Konstellation der Beschwerde-
fihrer zu Recht befiirchten miisse, dass seine kiinftigen Aussagen vor dem Appellationsgericht
keine wirkliche Bedeutung haben konnten, weil seine Schuld nach der Auffassung der betreffen-

den Richter vollumfinglich mit anderen Beweismitteln nachgewiesen werden kann.?’

[19] Das Bundesgericht hiess die Beschwerde gut, hob den Entscheid der Vorinstanz auf und hiess
gleichzeitig das Ausstandsgesuch gegen die kantonalen Richter gut.

2.5.  Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019

[20] Das Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019 betrifft den Ausstand eins regionalen
Staatsanwalts des Kantons Wallis.*® Am 25. April 2013 verstarb im Kantonsspital Sitten eine
Patientin wegen verschiedener Komplikationen, die sie nach einem chirurgischen Eingriff erlitt.
Der Ehemann und die Kinder erhoben daraufhin gegen zwei Chirurgen Strafanzeige wegen fahr-
lassiger Totung. In der Folge wurden von der Privatklagerschaft drei medizinische Gutachten
eingereicht, welche den Chirurgen Fehler vorwarfen. Demgegeniiber kamen ein durch die Ver-
teidigung und ein durch die Staatsanwaltschaft in Auftrag gegebenes Gutachten je zum Schluss,
den Arzten konne kein Vorwurf gemacht werden.*! Die Privatkligerschaft erweiterte daraufhin
ihre Strafanzeige auf weitere Straftatbestinde, u.a. auf eventualvorsatzlichen Mord bzw. even-
tualvorsitzliche schwere Korperverletzung.*> Am 16. August 2017 stellte der Staatsanwalt die
Verfahren gegen die zwei Chirurgen wegen Mord und Korperverletzung ein. Die dagegen er-
hobene Beschwerde wurde vom Kantonsgericht des Kantons Wallis gutgeheissen. Mit Eingabe
vom 5. Februar 2019 verlangte die Privatklagerschaft den Ausstand des Staatsanwalts. Das Kan-
tonsgericht wies das Ausstandsgesuch am 22. Mai 2019 ab. Gegen diesen Entscheid erhob die
Privatklagerschaft Beschwerde in Strafsachen beim Bundesgericht.

[21] Das Bundesgericht hadlt vorab fest, dass ein Staatsanwalt im Rahmen der Fihrung der Un-
tersuchung grundsatzlich eine bestimmte Unparteilichkeit aufweisen miisse, auch wenn es ihm —
mindestens voriibergehend — erlaubt sei, eine gerichtete Haltung gegen die beschuldigte Person
einzunehmen oder seine Auffassung in bestimmten Zeitpunkten der Untersuchung zu aussern,
dies sei namentlich der Fall, wenn er eine Untersuchung eroffne (was die Annahme eines genii-
genden Anfangsverdachts voraussetzt, vgl. Art. 309 Abs. 1 StPO) oder wenn er eine Zwangsmass-
nahme anordne.*®> Zwar verfiigt er bei seinen Ermittlungen iiber eine gewisse Freiheit, ist jedoch
zu Zuriickhaltung verpflichtet und hat sich jeden unlauteren Vorgehens zu enthalten und sowohl
die belastenden als auch die entlastenden Umstande zu untersuchen; er darf keine Partei zum

ants ainsi que sur les résultats de la procédure préliminaire et de la procédure de premiére instance a cet égard,
avant de rendre une nouvelle décision. ».

39 vgl. Urteil 1B_310/2019 vom 5. September 2019, E. 2.4.

40 Siche auch die folgende kurze Zusammenfassung: Jurius, Staatsanwalt muss Untersuchung wegen Be-

fangenheit abgeben, in: Jusletter 14. Oktober 2019; siehe weiter auch die Medienberichterstattung:
https://www.tagblatt.ch/schweiz/nach-tod-einer-patientin-staatsanwalt-werden-verfahrensfehler-vorgeworfen-
sie-nutzten-beschuldigtem-chirurgen-1d.1158680 (zuletzt besucht am 24.10.2019).

41 vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. A.a.

42 vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. A.c.

43 vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.1; unter Hinweis auf BGE 138 1V 142 E. 2.2.2, S. 145.
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Nachteil einer anderen bevorteilen.** Das Gericht hilt weiter fest, Verfahrensmassnahmen eines
Gerichtsmitglieds als solche, seien sie richtig oder falsch, vermdchten im Allgemeinen keinen ob-
jektiven Verdacht der Befangenheit zu begriinden, dasselbe gelte fiir einen allenfalls materiell fal-
schen Entscheid; anders liegt es nur, wenn besonders krasse oder wiederholte Irrtiimer vorliegen,
die als schwere Verletzung der Richterpflichten bewertet werden miissen.*> Magistratspersonen
mussten im Verfahren oft rasch schwerwiegende und umstrittene Entscheidungen treffen; zudem
bestehe die Moglichkeit, diese Fehler durch Beschwerdeinstanzen korrigieren zu lassen.*® Das
Ausstandsverfahren habe nicht zum Zweck, den Verfahrensparteien zu ermoglichen, die Art, wie
das Verfahren gefiihrt werde, zu riigen oder Entscheide bzw. Handlungen der Verfahrensleitung
anzufechten.?’

[22] Das Bundesgericht hélt fest, dass die Vorinstanz festgestellt habe, der Staatsanwalt habe
zwecks Festlegung der Modalititen zur Erganzung der von ihm in Auftrag gegebenen Experti-
se mit der Verteidigung telefoniert, wahrend er seit 2016 jeden telefonischen Kontakt mit der
Vertretung der Privatklagerschaft verweigert habe. Das Telefongesprach sei zudem nicht proto-
kollarisch aufgezeichnet worden, was eine Verletzung von Art. 76 Abs. 1 StPO darstelle.*® Weiter
habe der Staatsanwalt rund zehn E-Mails nicht ins Dossier aufgenommen, die die Beschuldigten
mit dem beauftragten Experten ausgetauscht hitten.** Zudem habe der Staatsanwalt es nicht fiir
notig gehalten, dem von ihm beauftragten Experten auch die von der Privatklagerschaft unter-

breiteten medizinischen Gutachten zukommen zu lassen.>°

[23] In einem zweiten Schritt hilt das Bundesgericht fest, dass der Staatsanwalt das Verfahren ein-
gestellt habe. Die Aufhebung einer Einstellungsverfiigung mache es fiir den Staatsanwalt schwie-
riger, die Untersuchung zu fithren. Der Staatsanwalt habe aber die Untersuchung weiterzufithren
und sich dabei an den Ausfiihrungen der oberen Instanz zu orientieren und die Anordnungen zu
beachten, welche diese getroffen hat.>! Es bestehe keinen Anlass diese Rechtsprechung zu dndern,
weil ein Entscheid einer Beschwerdeinstanz in einem Justizverfahren etwas alltigliches sei.>? Das
Bundesgericht fihrt weiter aus, im vorliegenden Fall wirden sich nun aber zur Aufhebung der
Einstellungsverfiigungen und Riickweisung zur Weiterbearbeitung noch eine Reihe — teilweise
schwerer — Verfahrensfehler hinzufiigen, und kommt deshalb zum Schluss, dass insgesamt durch-
aus der Eindruck entstehen konne, der Staatsanwalt habe die Beschuldigten bevorzugen wollen
und dass deshalb ein Ausstandsgrund vorliege.”®

[24] Das Bundesgericht hiess die Beschwerde gut, hob den Entscheid der Vorinstanz auf und hiess
gleichzeitig das Ausstandsgesuch gegen den Staatsanwalt gut.

44 vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.1; mit Hinweis auf BGE 141 IV 178 E. 3.2.2, S. 180, und
BGE 138 1V 142 E. 2.2.2, S. 145.

45 vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.1.
46 Vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.1.
47 Vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.1.
48 vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.2.1.
49 vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.2.1.
50 vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.2.2.
51 vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.2.2.
52 vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.2.2.
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. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.2.3.
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3.

Wiirdigung

3.1. Bestitigung der Eckpunkte der Rechtsprechung

[25] Eine Analyse der dargestellten Urteile des Bundesgerichts ergibt, dass dieses im Grundsatz

wichtige Eckpunkte seiner Rechtsprechung zu Art. 56 Bst. f StPO bestatigt:

* Die Tatsache, dass gegen eine Magistratsperson ein Strafverfahren anhiangig gemacht wur-

de, stellt fur sich alleine keinen Ausstandsgrund dar.5*

* Die Tatsache, dass eine Einstellungsverfiigung aufgehoben und die Sache zur Wiederauf-

nahme an die Staatsanwaltschaft zuriickgewiesen wird, begriindet fur sich alleine keinen
Ausstandsgrund.®®

* Verfahrenshandlungen eines Magistraten als solche, seien sie richtig oder falsch, vermogen

im Allgemeinen keinen objektiven Verdacht der Befangenheit zu begriinden. Dasselbe gilt
fur einen allenfalls materiell falschen Entscheid. Anders liegt es nur, wenn besonders krasse
oder wiederholte Irrtiimer vorliegen, die als schwere Verletzung der Amtspflichten bewertet

werden miissen.>®

¢ Unangebrachte Ausserungen des Magistraten vermogen in der Regel ebenfalls keine Befan-

genheit zu begriinden, es sei denn, diese zielten auf eine bestimmte Person und ihr Inhalt

stellt eine Verletzung von Amtspflichten dar bzw. seien herabwiurdigend.>”

* Das Ausstandsverfahren hat nicht zum Zweck, den Verfahrensparteien zu ermoglichen, die

Art, wie das Verfahren gefiihrt werde, zu riigen oder Entscheide bzw. Handlungen der Ver-
fahrensleitung anzufechten.®® In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass Verstosse
gegen das Verfahrensrecht und unrechtmassige Verfahrenshandlungen im dafiir vorgesehe-

nen Rechtsmittelverfahren zu riigen sind.>”

[26] Das Verhalten von Magistratspersonen im Prozess fiihrt somit nicht leichthin zu einer Befan-

genheit und damit zu einem Ausstandsgrund — es ist im Gegenteil davon auszugehen, dass das

Verhalten von Magistratspersonen im Prozess in der Regel nicht zu einem Ausstand fiihrt.

3.2.  Urteil 1B_524/2018: ein Fehlurteil

[27] Das Urteil 1B_524/2018 vom 1. Marz 2019 wurde in einer Urteilsbesprechung ziemlich hef-
tig kritisiert:° Erstens habe die Privatklagerschaft auf diese Weise die Moglichkeit erhalten, sich

zur Entlassung aus der Haft von Verdachtigten zu dussern und diese iiberpriifen zu lassen, was
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Vgl. Urteil 1B_524/2018 vom 1. Mdrz 2019, E. 3.3, Mitte: « Le seul dépot d’une plainte ou d’une dénonciation pé-
nale a son encontre ne suffit d’ailleurs pas pour provoquer un motif de récusation. ».

Vgl. Urteil 1B_189/2019 vom 26. August 2019 E. 3.3.2; Urteil 1B_310/2019 vom 5. September 2019 E.2.2; Urteil
1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.2.2.

Vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.1, zweiter Absatz; Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019,
E. 3.1.

Vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.1, dritter Absatz.

Vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.1; mit Hinweis auf BGE 143 IV 69 E. 3.2, S. 74 f.; Urteil
1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.1.

Vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.1.
Vgl. Gropecki (Fn. 8), S. 45 ff.
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im Widerspruch zur Lehre und Rechtsprechung (BGE 139 1V 121 E. c) stehe.®! Zweitens habe das
Bundesgericht in bisher konstanter Rechtsprechung festgehalten, dass Fehleinschdtzungen bzw.
falsche Beurteilungen der Strafverfolgungsbehorden grundsitzlich keinen Ausstandsgrund dar-
stellten; es gidbe keinen Grund davon abzuweichen.®? Drittens habe das Bundesgericht in wieder-
holten Entscheiden festgehalten, dass der Umstand, dass gegen Richterinnen oder Richter Straf-
anzeige eingereicht wurde, fiir sich alleine keinen Ausstandsgrund darstelle; es sei deshalb nicht
angezeigt, fiir ein Disziplinarverfahren das Gegenteil anzunehmen.® Letztlich sei zu hoffen, dass
dieses Urteil ein Einzelfall bleibe und nicht zu einer neuen Ausstandspraxis fiihre.®* Diese Kri-
tikpunkte sind dem Grundsatz nach berechtigt, bediirfen aber — wie nachfolgend aufgezeigt —

teilweise einer differenzierten Betrachtung.

[28] Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts gentigt eine Strafanzeige gegen eine Richte-
rin oder einen Richter fur sich alleine nicht, deren bzw. dessen Befangenheit und damit einen
Ausstand zu begriinden.®® Diese Praxis hat auch fir Amtspersonen der Staatsanwaltschaft und
der Kriminalpolizei zu gelten.®® Allerdings kann die Praxis nicht unbesehen (d.h. nicht 1:1) auf
ein Disziplinarverfahren tibertragen werden. Es sind vielmehr — bezogen auf die Organisation
der kantonalen Justizbehorden — drei Falltypen zu unterscheiden: Wenn die Staatsanwaltschaft
Teil der Justiz ist und das Disziplinarverfahren in der Zustidndigkeit einer Gerichtsbehorde liegt,
dann liegt eine mit einem Strafverfahren vergleichbare Situation vor. Wenn die Disziplinargewalt
innerhalb der Staatsanwaltschaft bei einer oberen Behorde liegt (beispielsweise bei einer Ober-
staatsanwaltschaft), dann kann diese im konkreten Einzelfall Kraft ihrer internen Aufsichtsfunk-
tion unmittelbar korrigierend eingreifen und dem Staatsanwalt Anweisungen erteilen, auf seinen
Entscheid zuriickzukommen, oder sie kann allenfalls die Einstellungsverfiigung von Amtes we-
gen aufheben. Mithin muss der Staatsanwalt seine Entscheidung nicht «verteidigen». Wenn — wie
im vorliegenden Fall — die Staatsanwaltschaft Teil der 6ffentlichen Verwaltung ist und die Diszi-
plinargewalt bei der Kantonsregierung liegt, dann muss Art. 4 Abs. 1 5tPO beachtet werden. Mit-
hin ist es Aufsichts- und Disziplinarbehorden ausserhalb der Staatsanwaltschaft — insbesondere
der Kantonsregierung — verwehrt, der Staatsanwaltschaft im Einzelfall Weisungen zu erteilen.5’
Mithin darf sie auch nicht nachtraglich Verfahrenshandlungen eines Staatsanwalts beurteilen.
Zudem halt Art. 393 Abs. 1 Bst. a StPO fest, dass samtliche Verfiigungen und Verfahrenshand-
lungen der Staatsanwaltschaft mit Beschwerde an die Beschwerdeinstanz angefochten werden
konnen. Gemass dieser bundesrechtlichen Vorschrift ist die Beschwerdeinstanz damit alleine zu-
standig zur Beurteilung von Verfiigungen und Verfahrenshandlungen; Aufsichts- und Diszipli-

narbehorden ist es damit verwehrt, diese Fragen zu priifen. Mithin durfte auch im vorliegenden

61

Vgl. GropEecki (Fn. 8), S. 46.
62 Vgl. Gropecki (Fn. 8), S. 46.
63 Vgl. Gropecki (Fn. 8), S. 46.
64 vgl. Gropeckr (Fn. 8), S. 46.

65 vgl. BGE 1341 20 E. 4.3.2; Urteil des Bundesgerichts 1B_664/2012 vom 19. April 2013, E. 3.3; vgl. auch Marxus
Boog, BSK StPO, 2. Aufl., Art. 56, Rz. 41, mit zahlreichen Hinweisen.

66 Ayusfiihrlich zur geltenden Praxis der Ausstandspflicht im Sinne von Art. 56 Bst. f StPO DanieL KeTTiGER, Weiter-
fuhrung und Abschluss der Administrativuntersuchung zur Frage der Verletzung der Ausstandspflicht im Straf-
verfahren gegen W., Bericht vom 18. Juni 2019 zu Handen des Regierungsrats des Kantons Uri, Ziff. 4.2, S. 17 ff,,
https://www.ur.ch/_docn/182102/Bericht_Kettiger_2019-06-18.pdf (zuletzt besucht am 4. Dezember 2019).

67

Vgl. Hans WiprRACHTIGER, BSK StPO, 2. Aufl., Art. 4, Rz. 33; ANDREAS LiENHARD/DANIEL KETTIGER, Die organisatori-
sche Einordnung der Staatsanwaltschaft in die kantonale Behordenstruktur, in: Justice — Justiz — Giustizia 2008/2,
Rz. 23.
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Fall der Regierungsrat im Disziplinarverfahren die Frage, ob der Staatsanwalt zu Recht eine Haft-
entlassung angeordnet hatte, nicht iberprifen. Zusammenfassend kommt man um Schluss, dass
erstens dem Grundsatz nach auch die blosse Tatsache, dass ein Disziplinarverfahren anhingig
gemacht wurde, nicht zum Ausstand eines Staatsanwalts fithren darf,°® und dass zweitens Verfii-
gungen und Verfahrenshandlungen eines Staatsanwalts nur dann Gegenstand eines Disziplinar-
verfahrens gegen diesen Staatsanwalt sein konnen, wenn sie vorgangig im Beschwerdeverfahren
uberprift wurden, und dass in diesem Fall die Disziplinarbehorde an die Beurteilung im Be-
schwerdeverfahren gebunden ist.

[29] Das Urteil 1B_524/2018 vom 1. Marz 2019 beruht mithin auf Fehleinschdtzungen des Bun-
desgerichts hinsichtlich einer moglichen Befangenheit des Staatsanwalts und es ist zu hoffen, dass
das Urteil ein Einzelfall bleibt.

3.3.  Urteil 1B_315/2019; eine wenig iiberzeugende Begriindung

[30] Gemaiss standiger Rechtsprechung des Bundesgerichts begriindet die Tatsache, dass ein Ent-
scheid aufgehoben und die Sache zur Weiterbehandlung an die Vorinstanz zurtickgewiesen wird,
fiir sich alleine keinen Ausstandsgrund der Magistraten der Vorinstanz;®° dies gilt auch fiir Ein-
stellungsverfiigungen der Staatsanwaltschaft. Nur in Ausnahmeféllen kann ein Ausstandsgrund
gegeben sein, namlich dann, wenn die betreffende Magistratsperson durch ihre Ausserungen oder
ihr Verhalten klar zum Ausdruck bringt, dass sie nicht fahig ist, ihre Haltung zu iiberdenken und
den Fall unter Abstandnahme von den fritheren Meinungen wieder aufzunehmen.’® Eine derar-
tige Situation besteht im Fall, der dem Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019 zu Grunde
liegt, nicht.

[31] Demgegentiber besteht eine ganze Reihe von (teilweise auch erheblichen) Verfahrensfeh-
lern, die sich immer nur zum Nachteil der Privatkldgerschaft ereigneten, so dass der Eindruck
entstehen konnte, der Staatsanwalt sei nicht mehr unparteiisch. Fehlerhafte Verfiigungen und
Verfahrenshandlungen des Staatsanwalts begriinden — wie schon erwahnt — fiir sich keinen An-
schein der Voreingenommenbheit. Anders verhalt es sich, wenn besonders krasse oder wiederholte
Irrtiimer vorliegen, die eine schwere Verletzung der Amtspflichten darstellen’!. Genau solche ge-
héufte, wiederholte und teilweise schwere Verfahrensfehler liegen hier vor, so dass aus diesem
Grund - im Einklang mit der herrschenden Lehre und Rechtsprechung — ausnahmsweise eine
Ausstandspflicht besteht.

[32] Die vom Bundesgericht verwendete Argumention, die Kombination von aufgehobener Ein-

stellungsverfiigung und Verfahrensfehlern fithre hier zum Ausstand,”? findet keinen Riickhalt in
der bisherigen bundesgerichtlichen Rechtsprechung oder der Lehre und ist abzulehnen. Entwe-

68 Dem Grundsatz nach hat dies ja auch das Bundesgericht im besprochenen Urteil festgehalten, vgl. Urteil

1B_524/2018 vom 1. Mérz 2019, E. 3.3, Mitte: « Le seul dép6t d’une plainte ou d’une dénonciation pénale a son
encontre ne suffit d’ailleurs pas pour provoquer un motif de récusation. ».
69 vgl. statt vieler BGE 138 IV 142 E. 2.3 und BGE 113 Ia 407 E. 2; vgl. auch Markus Boog, BSK StPO, 2. Aufl.,
Art. 56, Rz. 29.
Vgl. statt vieler BGE 138 IV 142 E. 2.3; dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn ein Richter seinen Unmut tiber
die Kassation seines Urteils dussert (vgl. Urteil 1P.156/2002 vom 3. Juni 2002 E.3.4).
71 Vgl. BGE 141 1V 178 E. 3.2.3; BGE 138 IV 142 E. 2.3 5. 146; BGE 1251 119 E. 3e S. 124; BGE 115 Ia 400 E. 3b
S. 404; je mit Hinweisen.

72 Vgl. Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019, E. 3.2.3.

70
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der begriindet sich der Ausstand damit, dass nach Aufhebung ihres Entscheids die betreffende
Magistratsperson durch ihre Ausserungen oder ihr Verhalten klar zum Ausdruck bringt, dass sie
nicht fahig ist, ihre Haltung zu iiberdenken und den Fall unter Abstandnahme von den friihe-
ren Meinungen wieder aufzunehmen,”? oder der Ausstandsgrund liegt in krassen, schweren oder
wiederholten Verfahrensfehlern’4 — tertium non datur.

3.4.  Vorsicht mit unnotigen Beurteilungen

[33] Die Urteile zeigen auch auf, dass Beurteilungen, die in einem bestimmten Verfahrensstadi-
um nicht nétig sind, um Entscheide oder Verfahrenshandlungen zu begriinden, besser unterlas-
sen werden. So sind Nichtanhandnahme- und Einstellungsverfiigungen nur so weit materiell zu
begrinden, dass hinreichend klar wird, weshalb trotz des Grundsatzes «in dubio pro duriorem»
eine Nichtanhandnahme oder Einstellung zulassig ist. Es geht somit darum, gezielt und ohne
Ausschweifungen Nichtanhandnahmegriinde (Art. 310 Abs. 1 Bst. a—c StPO) bzw. Einstellungs-
griinde (Art. 319 Abs. 1 Bst. a—e StPO) darzustellen, und nicht mehr.

3.5.  Sitzungspolizeiliche Handlungen begriinden keinen Ausstand

[34] Letztlich kann aus dem Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019 gefolgert werden, dass be-
stimmt aber korrekt vorgenommene sitzungspolizeiliche Handlungen grundsétzlich keine Befan-
genheit und damit keine Ausstandspflicht zu begriinden vermégen.”> Wenn eine Magistratsper-
son eine Partei in Ausiibung der Sitzungspolizei zurechtweist (allenfalls auch in harschem Ton),
ermahnt oder gegen sie Massnahmen verfiigt, so ist dies nicht Ausdruck einer Feindschaft bzw.
Parteilichkeit, sondern dient der Wahrung eines geordneten Verfahrensgangs und liegt damit im

Interesse aller Verfahrensparteien (die gemassregelte Partei eingeschlossen).

Mag. rer. publ. Danier Kerriger ist Rechtsanwalt, Berater und Justizforscher in Thun.

73 vgl. oben Rz. 30.
74 Vgl. oben Rz. 31.
75 vgl. Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019, E. 5.4.

13


https://links.weblaw.ch/de/StPO
https://links.weblaw.ch/de/StPO
https://links.weblaw.ch/de/1B_186/2019
https://links.weblaw.ch/de/1B_186/2019

	Einleitung
	Fünf neuere Urteile des Bundesgerichts zum Thema
	Urteil 1B_524/2018 vom 1. März 2019
	Urteil 1B_186/2019 vom 24. Juni 2019
	Urteil 1B_189/2019 vom 26. August 2019
	Urteil 1B_310/2019 vom 5. September 2019
	Urteil 1B_315/2019 vom 24. September 2019

	Würdigung
	Bestätigung der Eckpunkte der Rechtsprechung
	Urteil 1B_524/2018: ein Fehlurteil
	Urteil 1B_315/2019; eine wenig überzeugende Begründung
	Vorsicht mit unnötigen Beurteilungen
	Sitzungspolizeiliche Handlungen begründen keinen Ausstand


